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der Mitgliederversammlung eine Delegiertenkonferenz treten 
kann.

(2) Die Mitgliederversammlung oder die Delegiertenkon­
ferenz ist das oberste Organ der jeweils territorialen Struk­
tureinheit. Sie tritt mindestens einmal in 2 Jahren zusam­
men. Die Mitgliederversammlung oder die Delegiertenkonfe­
renz (Parteitag) beschließt über die Parteiprogramme, die 
Satzung (das Statut), die Beitragsordnung, die Auflösung und 
den Zusammenschluß mit anderen Parteien.

(3) Die Mitgliederversammlung oder die Delegiertenkonfe­
renz (Parteitag) wählt den Vorsitzenden der jeweiligen ter­
ritorialen Strukt'ureinheit, seine Stellvertreter und die übri­
gen Mitglieder des Vorstandes.

(4) Mindestens alle 2 Jahre hat der Vorstand vor der Mit­
gliederversammlung oder der Delegiertenkonferenz (Partei­
tag) einen Tätigkeitsbericht abzugeben.

§11
(1) Die Partei entscheidet satzungsgemäß über die Auf­

nahme von Mitgliedern. Die Mitgliedschaft in einer Partei 
schließt die Mitgliedschaft in einer anderen aus. Allgemeine 
Aufnahmesperren sind unzulässig.

(2) Die Mitglieder der Partei und die Vertreter in den 
Parteiorganen haben gleiches Stimmrecht.

(3) Die Partei regelt in ihrer Satzung (ihrem Statut) die 
Disziplinarmaßnahmen gegenüber ihren Mitgliedern und die 
Gründe für den Parteiausschluß.

§12
(1) Die Vorstände leiten die Partei bzw. die territorialen 

Struktureinheiten der Partei. Sie vertreten die Partei im 
Rechtsverkehr gemäß der Satzung (dem Statut). Ihr Handeln 
berechtigt und verpflichtet die Partei unmittelbar.

(2) Der Vorstand handelt durch seinen Vorsitzenden; im 
Verhinderungsfälle durch einen gewählten Stellvertreter.

§13
Eine Partei kann sich durch Beschluß der Mitgliederver­

sammlung oder Delegiertenkonferenz (Parteitag) auflösen. 
Gleichzeitig ist zu beschließen, an wen das Vermögen zur 
Nutzung für einen gemeinnützigen Zweck zu überweisen 
bzw. zu übertragen ist.

§ 14
(1) Die Parteien haben eine Einnahmen- und Ausgaben­

rechnung sowie eine Vermögensrechnung jährlich zu führen 
und im Finanzbericht der Partei auszuweisen.

(2) Einnahmen sind:
— Mitgliedsbeiträge und ähnliche regelmäßige Beiträge
— Einnahmen aus Vermögen
— Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit
— Einnahmen aus Schenkungen
— Einnahmen aus Wahlkampfkostenerstattung
— sonstige Einnahmen (aufgegliedert nach Hauptpositionen).

(3) Ausgaben sind:
— Personalausgaben
— Ausgaben für politische Arbeit
— Ausgaben für Verwaltungsaufgaben
— Ausgaben für Wahlen
— sonstige Ausgaben (aufgegliedert nach Hauptpositionen).

(4) Die Vermögensrechnung umfaßt
— unbewegliche und bewegliche Grundmittel
— Umlaufmittel
— Forderungen
— Verbindlichkeiten.

(5) Im Finanzbericht sind die Anzahl der beitragspflichti­
gen Mitglieder sowie die Wirtschaftseinheiten dfer Partei mit 
Angabe der an die Partei abgeführten Gewinne zum Jahres­
ende auszuweisen.

§ 15
Parteien dürfen nur solche Betriebe und Unternehmen be­

treiben, die der politischen Willensbildung dienen. Gestattet 
sind auch Bildungseinrichtungen, Ferienheime und andere 
soziale Einrichtungen.

§16
Parteien sind hinsichtlich ihrer politischen Tätigkeit von 

Steuern befreit. Das gilt auch für die Verwaltung, Schulung 
und Erziehung. Unterhalten sie jedoch einen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb (z. B. Produktion, Handel, Dienstleistungen, 
Druckerei, Verlag, Erholungsobjekt), so sind sie insoweit 
steuerpflichtig. Für die Besteuerung der Umsätze und Ge­
winne sowie dieses Vermögens gelten die bestehenden steuer­
rechtlichen Vorschriften.

§17
(1) Über Einzelschenkungen (Spenden) im Wert von mehr 

als 10 000 Mark ist innerhalb von 14 Tagen der Präsident der 
Volkskammer zu informieren. Dieser macht die Schenkung 
unter Angabe ihrer Höhe und des Spenders unverzüglich im 
Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik bekannt.

(2) Schenkungen in Erwartung eines wirtschaftlichen Vor­
teils dürfen weder gewährt noch angenommen werden. Sol­
che Schenkungen sind gegebenenfalls dem Präsidenten der 
Volkskammer zu überweisen, der sie gemeinnützigen Zwek- 
ken zuführt.

(3) Eine Partei darf keine Schenkungen oder anderweitige 
wirtschaftliche Unterstützung von einem anderen Staat oder 
von außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes anneh­
men.

§ 18
(1) Zur Gewährleistung der Arbeitsfähigkeit der Parteien 

wird jeder Partei ein staatlicher Finanzierungszuschuß ge­
währt. Der Zuschuß wird auf Antrag der Parteien quartals­
weise in angemessener Höhe gezahlt. Die Höhe des Finan­
zierungszuschusses für das 1. und 2. Quartal 1990 wird durch 
den Ministerrat im Zusammenwirken mit den Parteien und 
Gruppierungen des Runden Tisches festgelegt. Die im 1. Halb­
jahr 1990 gezahlten Zuschüsse werden in keinem Fall zurück­
gefordert. Diese Bestimmungen gelten nur für Parteien, die 
sich an den Wahlen beteiligen oder die sich bis zum 28. Fe­
bruar 1990 gegründet haben und mindestens 500 Mitglieder 
nachweisen.

(2) Die Höhe des Finanzierungszuschusses für jede Partei 
für das Jahr 1990 ist nach den Wahlen zur Volkskammer und 
den Kommunalwahlen unter Berücksichtigung insbesondere 
der
— Zahl der auf die Parteien entfallenen Wählerstimmen,
— Einnahmen der Parteien,
— unbedingt erforderlichen Personalkosten,
— Anzahl der Mitglieder der Partei
durch Beschluß der Volkskammer festzulegen. Dabei ist auch 
der besondere Bedarf der neugebildeten Parteien für die 
Schaffung der notwendigen personellen, materiell-technischen 
und organisatorischen Arbeitsvoraussetzungen zu berücksich-

“m §19
(1) Parteien, die sich an der Volkskammerwahl mit eigenen 

Wahlvorschlägen beteiligen, haben Anspruch auf eine antei­
lige Erstattung der Wahlkampfkosten gemäß Abs. 2.

(2) Der zu bildende staatliche Wahlkampffonds beträgt 
5 Mark je Wahlberechtigten. Die Erstattung der Wahlkampf­
kosten erfolgt anteilmäßig nach den auf die Partei oder auf 
ein Wahlbündnis entfallenen gültigen Wählerstimmen.

(3) In Vorbereitung auf die Volkskammerwahlen können 
auf Antrag Abschlagszahlungen in Anspruch genommen wer­
den.

(4) Die Auszahlung der Beträge, die zur Erstattung von 
Wahlkampfkosten einer Partei zustehen, erfolgt durch den 
Präsidenten der Volkskammer.

(5) Parteien, die nicht mindestens 0,25 % der gültigen Wäh­
lerstimmen auf sich vereinen, erhalten keine Wahlkampfko­
sten erstattet. Das gilt auch für Wahlbündnisse. Parteien, die 
nationale Minderheiten vertreten, erhalten in jedem Fall 
Wahlkampfkosten gemäß Abs. 2 erstattet.

(6) Abschlagszahlungen sind nach der Wahl zurückzuzah­
len, soweit sie den Erstattungsbetrag gemäß Abs. 2 überstei­
gen oder wenn ein Erstattungsanspruch nicht entstanden ist.

(7) Für die Wahlen zu den anderen Volksvertretungen wer­
den gesonderte Regelungen getroffen.


